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DEKRETENTWURF ÜBER MASSNAHMEN IM UNTERRICHTSWESEN 2023 
 
Stellungnahme der ProDG-Fraktion – Teil 2 
 
Sehr geehrter Herr Präsident, 
werte Kolleginnen und Kollegen aus Regierung und Parlament. 
 
Im Sinne der transparenten Erläuterungen meiner Fraktionskollegin und Vorrednerin möchte ich die übrigen Maßnahmen ebenfalls in Kategorien kommentieren. Dazu werde ich zunächst einige dienstrechtliche Maßnahmen auflisten und auf Änderungen in der Organisation des Stellenkapitals eingehen. Anschließend möchte ich kurz die Anpassungen an der Musikakademie und der Autonomen Hochschule erwähnen. Zum Abschluss möchte ich zur Umwandlung der Hausaufgaben in Schulaufgaben Stellung beziehen. 
 
Die Kategorie der dienstrechtlichen Anpassungen besteht aus unserer Sicht auf Maßnahmen, die entweder für mehr Kohärenz und Gerechtigkeit oder für weniger Verwaltungsaufwand sorgen.   
Zu diesen Maßnahmen zähle ich die Anpassungen  
· der Dienstalterberechnung (allgemein und bzgl. Dienste in ausländischer VOG mit Bezug zum Unterrichtswesen),  
· des Urlaubs wegen verringerter Dienstleistung,  
· der teilzeitigen Laufbahnunterbrechung,  
· des Besoldungstatuts der Lehrer für technische und berufsbildende Kurse  
· der wöchentlichen Unterrichtsleistung der Lehrer für Berufspraxis.  
 
Zuletzt sollte auch die Vereinheitlichung der Besoldungsbasis der Personen, die Sonderaufträgen oder Kabinettstätigkeiten nachgehen hier erwähnt werden. 
All diese Maßnahmen betreffen den Arbeitsauftrag und das Verhältnis zwischen Arbeitszeit, Aufgaben und Gehalt der Personalmitglieder und stellen aus meiner Sicht eine Zwischenlösung dar, die für mehr Gerechtigkeit sorgt. Dennoch ist eine umfassendere Reform der Arbeitszeiten im Unterrichtswesen nötig. Man kann aber nun mal nicht alles gleichzeitig machen und es ist wieder ein Schritt in die richtige Richtung.  
 
Die Anpassung des FSU-Statuts zur Ausübung einer nebenberuflichen Tätigkeit wirft für mich wieder einmal die fundamentale Frage auf, ob es überhaupt noch zeitgemäß ist unterschiedliche Berufsbedingungen in den unterschiedlichen Netzen vorzufinden. In der vergangenen Woche fand ich es sehr erfrischend, dass im Rahmen der Haushaltsdebatten über den OECD-Anschlussbericht von Piller und Born diskutiert wurde. Aus meiner Sicht kritisieren die beiden Experten vor allen Dingen, dass die Netz-Logik, in der wir uns befinden, einige für sie qualitative Veränderungen stark behindert.
 
Die Statutanpassung, die die „Quereinsteiger“ in den Sportunterricht in Grundschulen betreffen, reiht sich aus meiner Sicht ebenfalls in die Maßnahmen zur Steigerung der Gerechtigkeit ein, insofern Sportlehrer der Grundschulen nun die gleichen Möglichkeiten haben sich über Abweichungen zu Regularisierung, wie das in allen Fächern in der Sekundarschule auch der Fall ist.  
 
Eine weitere Kategorie bilden die Maßnahmen, die die Anpassung des Stellenkapitals oder dessen Organisation betreffen.  
 
Hier wird auf Anfrage der Schulleitungen die Organisation der Stellen im Amt des IT-Beauftragten und des Middle Managers verändert, was aus meiner Sicht unterstützenswert ist, da sie mehr Flexibilität im Stellenkapital ermöglichen.  
Auch die Erhöhung des Stellenkapitals von Kaleido, die Verlängerung des Stellenkapitals des ZFPs, Förderschulwesens und Internats als Formalität sowie die Schaffung einer zusätzlichen Stelle als Referent für Inklusion und Integration erscheinen in dieser Kategorie erwähnenswert. 
 
Die Musikakademie betreffen konkret drei Maßnahmen: neben dem neuen Amt des Lehrers für Komposition, sollen nun auch jährlich 2000€ für die Anschaffung von Unterrichtsmaterialien in der Notenbibliothek zur Verfügung stehen. Diese Maßnahme reiht sich aus meiner Sicht in die Logik ein, dass auch für alle anderen Personalmitglieder des Unterrichtswesens Medien für die Gestaltung des Unterrichts kostenlos in den pädagogischen Zweigstellen des Medienzentrums zur Verfügung stehen.  
Zuletzt erscheint mir die Maßnahme zur Schaffung einer Stelle im Amt des beigeordneten Leiters einer Kunstakademie, bei einer Schule die Musikunterrichte für mehr als 1000 Schüler in allen 9 Gemeinden organisiert, besonders begrüßenswert.  
 
Kommen wir nun zu den Änderungen an der Autonomen Hochschule. Hier ist maßgeblich, dass alle wichtigen dekretalen Grundlagen geschaffen werden, um den Bachelorstudiengang für Soziale Arbeit, der ab September 2024 eröffnet werden soll, mit den entsprechenden Dozentenämtern und Zugangsbedingungen bestmöglich vorzubereiten. Zur weiteren Planung wird die Referentenstelle zur Ausarbeitung verlängert. Während es sinnvoll erscheint, die Anzahl Studienplätze für einen ersten Durchlauf auf 25 zu begrenzen, um das Stundenkapital bestmöglich organisieren zu können, finde ich es begrüßenswert die Erweiterung der Anzahl, bei entsprechender Nachfrage, bereits in Aussicht zu stellen.   
Weniger spektakulär sind einige formale Anpassung, die kohärenzbedingt vorgenommen werden oder um Verwaltungsaufwand zu reduzieren. Für einige Studierende mit Vorkenntnissen dürfte die Einführung von Prüfungsbefreiungen von Belang sein, während für alle Studierenden die Berücksichtigung von Praktika für Versetzungsentscheidungen nun dekretal verankert wird.  
Zuletzt möchte ich kurz erläutern, dass die ursprünglich angedachte Anpassung der Zulassungsbedingungen zum Amt des Externen Evaluators wieder zurückgezogen wurde, weil in Anbetracht der begrenzten Stellenanzahl aufgefallen ist, dass es bei den Titelbedingungen für die verschiedenen Schulebenen ebenfalls Handlungsbedarf gibt und diese Anpassung somit umfassender geregelt werden muss.  
 
Kommen wir nun abschließend zur Stellungnahme zum Thema Hausaufgaben. Durch den Abänderungsvorschlag der CSP konnten wir die Diskussion im Ausschuss inhaltlich vertiefen. Zwar sind wir damit einverstanden, dass es Handlungsbedarf in den Sekundarschulen gibt, um die Anzahl und Koordination der Tests pro Tag angeht, sehen allerdings in der von der CSP angestrebten Formulierung keine Lösung und sind auch mit der inhaltlichen Einschränkung auf die drei aufgeführten Anhaltspunkte nicht einverstanden, bzw. grundlegend dagegen, dass solche hier festgelegt würden. Bezüglich der Koordination der Tests erhoffen wir uns längerfristig vom Schulverwaltungsprogramm Skolengo, in dem auch das Klassentagebuch für alle einsehbar ist, dass diese Transparenz zu einer Verbesserung der Situation für die Schüler und Schülerinnen führen wird. Des Weiteren sollen in der von uns angestrebten Veränderung schulinterne Regelungen, welche z.B. in der Studienordnung verankert werden, diese Problematik verhindern. 
Die Entscheidung für die im Maßnahmendekret formulierte neue Schulaufgabenregelung wurde nicht willkürlich getroffen. Sie beruht, wie meine Kollegin Scholzen es bei den Diskussionen in Erinnerung rief, auf den Empfehlungen des Ausschusses, die im Rahmen des Gesellschaftspolitischen Themas zur Hausaufgaben- und Nachhilfepraxis in der DG gemeinsam mit Experten erarbeitet wurden.  
Mir ist bewusst, dass Hausaufgaben für alle Betroffenen ein emotional belastetes Thema sind. Jeder von uns wird selbst unterschiedlich lange an seinen Hausaufgaben gesessen haben. Manche Erziehungsberechtigten werden befürchten, dass ihr Kinder nicht genug auf den Ernst des Lebens vorbereitet sind. Gleichzeitig sind einige aber im Alltag damit überfordert ihre Kinder so zu begleiten, wie sie das gerne machen würden, wenn die Zeit es zuließe. Einige Lehrpersonen, Eltern und Schüler wird es frustrieren, dass sie eine gut funktionierende Hausaufgabenpraxis in ihrer Klasse oder Familie haben, die sie nun in Frage stellen müssen.  Das Empfinden von Ungerechtigkeit oder Unverständnis, ... aber auch Vorfreude oder Erleichterung sind nachvollziehbar.  
Aber funktioniert unser Ernst des Lebens, also sowohl die Schulzeit als auch die Arbeitszeit – und eigentlich die Lebenszeit im Allgemeinen - in den meisten Fällen nicht so, dass man versucht, die Stunden, die einem zur Verfügung stehen oder für die man bezahlt wird, (im Idealfall) bestmöglich zu nutzen, um die Aufgaben, die man ausgewählt oder die einem aufgetragen wurden, zu erledigen. Für den einen ist bestmöglich schnell, für den anderen bedeutet es so gewissenhaft wie möglich. Sollte es demnach nicht genau das sein, worauf Hausaufgaben individuell vorbereiten können? Selbstdisziplin und Selbstwirksamkeit zu entwickeln und zu üben sich seine Zeit autonom sinnvoll einzuteilen? Längerfristig sehe ich somit für diejenigen, die mit der Regelung aufwachsen werden, eine große Chance. Die Erstklässler erwartet ab September nämlich eine einheitliche Vorgabe, sozusagen ein Kompass, für die Hausaufgabenpraxis in der DG. 
 
Den Bericht von Piller und Born möchte ich hier erneut aufgreifen, da darin die Rolle des Ministeriums und weiterer Koordinatoren in den Fokus gerückt ist. Gerne möchte ich mich auch hier der Meinung dieser beiden Experten anschließen. Für die erfolgreiche Umwandlung der Hausaufgaben in Schulaufgaben ist ausschlaggebend, wie die Kommunikation diesbezüglich gestaltet ist. Es darf nicht abhängig vom Träger sein, wie die Maßnahme aufgenommen oder was mit formativer Bewertung der Hausaufgaben gemeint ist.  
 

Werte Kolleginnen und Kollegen,  
Das Maßnahmendekret besteht, wie meine Kollegin eingangs erläutert hat aus administrativen Anpassungen, Anfragen vom Terrain zur Berücksichtigung der Bedürfnisse der Akteure aber auch politischen Veränderungen.  
 
Aus dieser Sicht ist die Kombination von Absichten hinter dem Maßnahmendekret lobenswert, sie ermöglicht „Mitdenken“ und Flexibilität. Wie wir alle am besten wissen, sind dekretale Veränderung, ungefähr so flexibel wie Bahnschranken. So wie Bahnschranken – manchmal hätte man noch durchgepasst bevor der Zug kommt – schützt die Vorgehensweise unserer Demokratie. Trotzdem wünschen auch wir uns natürlich den geringstmöglichen Verwaltungsaufwand und – besonders für das Terrain - dass gewisse Bearbeitungszeiträume größer wären.  
Meine Rolle als Parlamentarierin betrachte ich als diese, mit den Informationen, die zur Verfügung stehen, die beste Entscheidung für das System zu treffen, auch wenn man nachvollziehen kann, dass dies für einzelne Situation teilweise sehr günstig, teilweise sehr frustrierend ist. Kommunikation ist und bleibt auch im kleinen Ostbelgien eine Herausforderung und im Rahmen der Austauschrunde mit den Gemeinden wurde nochmal deutlich, dass manche für das System wichtige, gut gemeinte (beschleunigte) Entscheidung manchmal ziemlich kompliziert in kurzer Zeit umzusetzen sind.  
 
Laut dem internationalen Bildungsexperten Ken Robinson ist unser Schulsystem, mit seiner Entstehungsgeschichte - so wie auch die Netze in Belgien auf die historische Entwicklung zurückzuführen ist - nicht auf eine digitalisierte Welt mit 9 Milliarden Einwohnern ausgerichtet. Es ist meiner Meinung nach Quatsch mit Sauce sich alte Zeiten zurückzuwünschen, denn wie es der Erziehungswissenschaftler treffend sagt, profitieren vom System und all seinen positiven Aspekten, die die gut ins System passen, auf Kosten der anderen und das aus meiner Sicht auch in Bezug auf die Hausaufgaben. In Bezug auf die Hausaufgaben gilt also auch: was für die einen ein Gefühl von Unkontrollierbarkeit hervorrufen wird, ist für andere eine entscheidende Veränderung. Klar ist: es wird von allen ein grundsätzliches Umdenken und eine schülerorientierte Kommunikation erfordern, um tatsächlich einen maßgeblichen Beitrag zu Chancengerechtigkeit zu leisten. 

 
Es bleibt mir zu sagen, dass die ProDG-Fraktion den Maßnahmen zustimmen wird.  
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